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Vorwort 

Diese Untersuchung hat im Sommersemester 1980 der Juristischen 
Fakultät der Universität Heidelberg als Dissertation vorgelegen. Die 
Überarbeitung des Manuskripts wurde im August 1980 abgeschlossen. 
Für den Druck konnten - soweit erreichbar und technisch möglich -
Literatur und Rechtsprechung bis März 1981 in den Fußnoten berück-
sichtigt werden. 

Nach Fertigstellung der Arbeit erging ein Urteil des BGH (NJW 1980, 
S. 2317) - inzwischen bestätigt durch BVerfG, NJW 1981, S. 1433 -
zur Frage des Strafklageverbrauchs bei der mitgliedschaftlichen Be-
teiligung an kriminellen Vereinigungen. Diese Entscheidung, die zen-
trale Fragen der Untersuchung berührt, habe ich in NJW 1980, S. 2671 
besprochen. Dort findet sich zugleich eine gedrängte Zusammenfassung 
wesentlicher Ergebnisse dieser Arbeit. 

Angeregt und betreut wurde die vorliegende Untersuchung von 
Herrn Prof. Dr. Karl Lackner. Ihm möchte ich an dieser Stelle für 
seine Anteilnahme und fördernde Kritik meinen herzlichen Dank 
aussprechen. Der Juristischen Fakultät der Universität Heidelberg 
danke ich für die Gewährung eines Druckkostenzuschusses. 

Heidelberg, im Juli 1981 
Gerhard WerZe 
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Einleitung 

In den sog. Terroristenprozessen der letzten Jahre ist ein straf-
prozessuales Problem ins Blickfeld getreten, das der Gesetzgeber mit 
der Einführung der §§ 129 und 129 a geschaffen hat, ohne es zu erken-
nen. Häufig begehen Mitglieder oder Förderer einer kriminellen oder 
terroristischen Vereinigung Straftaten, die das Potential der Organi-
sation stärken oder ihre Ziele verwirklichen sollen. Wird in einem sol-
chen Fall der Täter zunächst nur wegen Bildung einer kriminellen 
oder terroristischen Vereinigung rechtskräftig abgeurteilt und decken 
die Ermittlungsbehörden nachträglich die im Dienste der Organisation 
begangenen Straftaten auf!, stellt sich die Frage, ob eine erneute Straf-
verfolgung gegen das Verbot ,ne bis in idem' des Art. 103 111 GG ver-
stößt. Der Strafklageverbrauch ist zu bejahen, wenn zwischen den 
§§ 129 oder 129 a einerseits und den Delikten für die kriminelle oder 
terroristische Vereinigung andererseits Idealkonkurrenz nach § 52 an-
zunehmen ist. Bei Idealkonkurrenz soll nämlich nach h. M. stets ein 
und dieselbe Tat i. S. des Prozeßrechts vorliegen, die nur einmal be-
straft werden darf2• Bei dieser Sachlage kann die Zugehörigkeit zu 
einer kriminellen oder terroristischen Vereinigung den Täter unter 
dem Gesichtspunkt des Strafklageverbrauchs begünstigen3• Das gilt 
etwa, wenn das Mitglied einer terroristischen Vereinigung für diese 
einen Mord begangen hat, aber ausschließlich wegen anderer Aktivi-
täten, die als mitgliedschaftliche Beteiligung tatbestandsmäßig sind, 
rechtskräftig verurteilt wird. Ist der Mord zugleich nach § 129 a straf-
bar, bildet er mit allen übrigen Beteiligungshandlungen eine materiell-
und damit auch prozeßrechtlich einheitliche Tat. Darüber hinaus ist es 
unter bestimmten, im einzelnen umstrittenen Voraussetzungen mög-
lich4, daß die Tatbestände der §§ 129 oder 129 a sogar eine Vielzahl von 
Verbrechen oder Vergehen, die unabhängig voneinander begangen wur-
den, zur Idealkonkurrenz verschmelzen, beispielsweise wenn ein Mit-
glied mehrere Morde, einen Bankraub und andere Delikte für die 

1 Vgl. dazu den Sachverhalt von OLG Karlsruhe, NJW 1977, 2222 f. sowie 
BGH, NJW 1980, 2718. Dazu im einzelnen unten A V 2 f) bb) und C I. 

2 Vgl. dazu A III 4 b; anders für die §§ 129, 129 a jetzt BGH, NJW 1980, 2718. 
3 Vgl. etwa Fleischer, NJW 1979, 1337 ff.; GTÜnwald, Bockelmann-Festschr., 

S. 737 ff.; Werle, JR 1979,93 ff. 
4 Siehe dazu näher A IV 3, V. 

2 Werle 
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Organisation begangen hat5. Falls diese Gesetzesverletzungen als mit-
gliedschaftliche Beteiligung strafbar sind und § 129 a sie zu einer ein-
zigen Tat verklammert, muß der gesamte Sachverhalt in demselben 
Verfahren abgeurteilt werden. Die Strafklage wäre danach schon dann 
verbraucht, wenn der Täter wegen irgendeines - unter Umständen 
völlig unbedeutenden - Delikts bestraft wird, sofern dieses zum Ge-
samtkomplex gehört. Die Tragweite der Rechtskraftwirkungen hängt 
so auf der Grundlage der im Prozeßrecht h. M. entscheidend vom 
Umfang der materiellrechtlichen Handlungseinheiten ab. Dabei sind 
sich Rechtsprechung und Literatur einig, daß jedenfalls die für die 
Praxis wichtige mitgliedschaftliche Beteiligung an einer kriminellen 
oder terroristischen Vereinigung auch mehrere tatbestandsmäßige 
Handlungen - wie etwa das wiederholte Anmieten von Wohnungen 
und Kraftfahrzeugen - zu einer Bewertungseinheit verbindetG• Zu-
nehmend umstritten ist aber, ob und unter welchen näheren Voraus-
setzungen zwischen den §§ 129 oder 129 a einerseits und Straftaten 
im Dienste der Organisation andererseits Idealkonkurrenz anzunehmen 
ist7. Soweit Idealkonkurrenz in diesem Zusammenhang überhaupt für 
möglich gehalten wird, ergibt sich die weitere Streitfrage, inwieweit 
die §§ 129 und 129 a Straftaten, die voneinander unabhängig begangen 
wurden, zur Tateinheit verklammern könnens. 

Bei dieser unklaren Rechtslage bemühen sich die Staatsanwaltschaf-
ten in den sog. Terroristenprozessen, möglichst alle in Betracht kom-
menden Taten - selbst wenn sie zeitlich weit auseinanderliegen - in 
demselben Verfahren anzuklagen, weil nur so unerwünschte Rechts-
kraftwirkungen mit Sicherheit auszuschließen sind. Dieses Vorgehen 
zwingt häufig zu äußerst umfangreichen und langwierigen Ermittlun-
gen, die den Prozeßstoff erheblich ausweiten und eine lange Verfah-
rensdauer zur Folge haben9• Diese Verfahrensverzögerungen haben in 
der Vergangenheit zu einer Reihe von Reformvorschlägen geführt, die 
darauf abzielen, eine Besserstellung von Mitgliedern krimineller oder 
terroristischer Vereinigungen unter dem Gesichtspunkt des Strafklage-
verbrauchs zu vermeiden10• Ansatzpunkte solcher Überlegungen sind 
die materiell- und prozeßrechtIichen Prämissen, die bei einer Verurtei-

5 Vgl. den Sachverhalt von OLG KarZsruhe, NJW 1977,2222 f. sowie BGH, 
NJW 1980, 2718; vgl. auch BGH, NJW 1975,986. 

6 Für die "Unterstützung" ist das umstritten. Siehe dazu im einzelnen 
CIL 

7 Dazu CI 2. 
8 Vgl. dazu A IV 3, V 2 f) bb) sowie CI. 
9 Vgl. WerZe, JR 1979,93,94. 
10 Dazu eingehend GrünwaZd, Bockelmann-Festschr., S. 737, 747 ff. 
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lung nach den §§ 129 und 129 a die Tragweite der Rechtskraftwirkun-
gen bestimmen. 

Der Deutsche Richterbundll hat vorgeschlagen, die Tatbestände der 
§§ 129 und 129 a auf Tätigkeiten zu beschränken, die nicht zugleich 
andere Strafgesetze verletzen. Ergänzend soll für Straftaten im Dienste 
der Organisation - in Anlehnung an das Modell des § 94 a. F.12 - ein 
Qualifikationstatbestand mit höherem Strafrahmen geschaffen werden. 
Dieser Entwurf löst die Einzelhandlungen, die gegen idealkonkurrie-
rende Gesetze verstoßen, aus der Bewertungseinheit der §§ 129 oder 
129 a und führt zur Annahme von Realkonkurrenz zwischen der Bil-
dung einer kriminellen oder terroristischen Vereinigung und den für 
die Organisation begangenen Delikten. Dadurch sollen die prozessuale 
Tatidentität, die nach h. M. bei Idealkonkurrenz zwingend besteht, und 
die Rechtskraftwirkungen begrenzt werden13. 

Sack14 hat sich in Anlehnung an einen Entwurf des Bundesrates15 

für eine Änderung des Prozeßrechts ausgesprochen und will § 264 StPO 
einen neuen Abs. 3 anfügen. Dieser erklärt den nicht gewürdigten "Teil 
einer Tat, durch den ein Gesetz fortdauernd verletzt wird", für rechtlich 
selbständig und soll eine erneute Strafverfolgung der nicht abgeurteil-
ten Einzelhandlungen ermöglichen16. Zuvor hatte Sack einen Entwurf 
vorgelegt, der die Rechtskraft einer Entscheidung auf die tatsächliche 
Aburteilungsmöglichkeit beschränkt. Gegenstand der Urteilsfindung 
und der Rechtskraft sollte danach die in der Anklage bezeichnete Tat 
sein, "wie sie sich nach dem Ergebnis der Verhandlung darstellt, so-
weit das Gericht sie in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht zu würdi-
gen in der Lage war"17. 

11 Vgl. Protokoll der Tagung vom 10. - 14. 10. 1977, S. 5; siehe auch die 
überlegungen der Bundesrechtsanwaltskammer, Protokoll der 110. Tagung 
des Strafrechtsausschusses der Bundesrechtsanwaltskammer vom 10. - 12.2. 
1978. 

12 § 94 a. F. - aufgehoben durch das 8. StÄG vom 25.6.1968 (BGBl. I, 
S. 741) - sah für eine Reihe von Straftaten bei staatsgefährdender Absicht 
eine Strafschärfung vor. 

13 In die gleiche Richtung zielt ein Gesetzentwurf der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion (Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung von Terrorismus und 
Gewaltkriminalität sowie zum Schutz des inneren Friedens vom 26.4.1977 
lBT-Drucks. 8/322] Art. 1 Nr. 9), der in § 129 einen neuen Abs. 7 vorsieht, 
wonach "die Vorschriften über Tatmehrheit" Anwendung finden sollen, 
wenn der Täter neben § 129 I zugleich den Tatbestand anderer Strafgesetze 
verwirklicht. Krit. dazu v. Bubnoff, LK, § 129 Rdn. 30; GrünwaZd, Bockel-
mann-Festschr., S. 737, 749 ff.; WerZe, JR 1979, 93, 94. 

14 Vgl. ZRP 1978, 72. 
15 Vgl. Stellungnahme des Bundesrates zum Entwurf eines Strafverfah-

rensänderungsgesetzes, BT-Drucks. 8/976, S. 100. 
16 Krit. dazu GTÜnwaZd, Bockelmann-Festschr., S. 737, 752. 
17 Vgl. Sack, ZRP 1976, 257. Krit. dazu GTÜnwaZd, Bockelmann-Festschr., 
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